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ZUSAMMENFASSENDE ERKLÄRUNG  

1. VORBEMERKUNG 

Die Gemeinde Holzheim im Landkreis Donau-Ries plant den Aufbau einer langfristig gesi-

cherten und autarken kommunalen Energieversorgung. In diesem Zusammenhang stehen 

zum einen der Ausbau erneuerbarer Energieträger als auch der Aufbau von Speicherkapazi-

täten. Entsprechendes Ziel ist der Bau einer Batteriespeicheranlage, deren Zulässigkeit durch 

die Aufstellung eines Bebauungsplanes gem. § 1 Abs. 3 BauGB gewährleistet werden soll.  

Die Gemeinde Holzheim hat mit Beschluss vom 14.04.2026 den vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplan Nr. 34 in der Fassung vom 14.04.2026 festgestellt. 

Gemäß § 10a Abs. 1 BauGB ist dem wirksamen Flächennutzungsplan eine zusammenfas-

sende Erklärung über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der 

Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung im Bauleitplanverfahren berücksichtigt wurden und 

aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden 

anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, beizufügen. 

2. ART UND WEISE, WIE DIE UMWELTBELANGE UND DIE ERGEBNISSE DER 

ÖFFENTLICHKEITS- UND BEHÖRDENBETEILIGUNG IN DEM 

FLÄCHENNUTZUNGSPLAN BERÜCKSICHTIGT WURDEN 

2.1 Umweltbelange 

Die Umweltbelange wurden auf Ebene des Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 34 vor-

läufig ermittelt. Die Maßnahmen zu Vermeidung, Minimierung und Ausgleich der Beeinträch-

tigungen der Schutzgüter wurden ermittelt und festgesetzt.  

Nachfolgend sind die Art und Weise dargestellt, wie die Umweltbelange in dem Flächennut-

zungsplan berücksichtigt wurden.  

Die Ermittlung des voraussichtlichen Eingriffs und des für die Planung voraussichtlich erfor-

derlichen naturschutzfachlichen Ausgleichs erfolgte auf Grundlage des Leitfadens „Bauen im 

Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ (Hrsg. Bay. 

Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr; 2021) und ist im Umweltbericht dargestellt. 

Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Land-

schaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 

1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB bezeichneten Bestandteilen (Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, 

Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische 

Vielfalt) wurden darüber hinaus in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 BauGB berücksichtigt. 

Die Bestandsaufnahme der umweltrelevanten Schutzgüter sowie die Beurteilung der Beein-

trächtigung erfolgte auf der Grundlage von eigenen Erhebungen vor Ort, Abstimmungen mit 

den jeweiligen Fachbehörden sowie den Vorgaben übergeordneter Planungen, wie dem 
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Landesentwicklungsprogramm (LEP), dem Regionalplan (RP) und der zuletzt gültigen Fas-

sung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Holzheim. 

Nachstehende Umweltbelange wurden wie folgt im vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

Nr. 34 berücksichtigt: 

 

Umweltbelang Berücksichtigung im Bebauungsplan 

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt Die geplante Sonderbaufläche betrifft eine 

intensiv landwirtschaftlich genutzte Ackerflä-

che mit geringer Strukturvielfalt. Durch die 

im Bebauungsplan vorgesehenen Eingrü-

nungs- und Ausgleichsmaßnahmen werden 

Gehölzstrukturen geschaffen, wodurch Le-

bensräume für Tiere und Pflanzen entstehen 

und die biologische Vielfalt gefördert wird. 

Boden Durch die überwiegend teilversiegelte Aus-

führung sowie Ausgleichsmaßnahmen wer-

den Beeinträchtigungen minimiert. 

Klima und Luft Geringfügige Reduzierung einer Kaltluftent-

stehungsfläche. Aufgrund der geringen Flä-

chengröße keine erheblichen Auswirkungen 

auf das Lokalklima zu erwarten. 

Klimaschutz und Energiewende Positiver Beitrag zur Integration erneuerba-

rer Energien, Netzstabilität und kommunalen 

Energieversorgung. 

Der Umweltbericht kam zu dem Ergebnis, dass durch die Einhaltung der Festsetzungen sowie 

der einschlägigen gesetzlichen Regelungen die Auswirkungen am gewählten Standort von 

geringer Erheblichkeit sind. 

2.2 Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

Nachfolgend sind die Art und Weise der Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- 

und Behördenbeteiligung zusammenfassend dargestellt. Detailliertere Ausführungen können 

den entsprechenden Sitzungsprotokollen zum Abwägungsvorgang entnommen werden. 

Diese können im Bauamt der Gemeinde Holzheim angefragt werden. 

Der Gemeinderat hat sich in seinen Sitzungen zu den im Zuge der Öffentlichkeits- und Be-

hördenbeteiligung vorgebrachten Stellungnahmen beraten und nachstehende Anregungen 

und Hinweise wie folgt berücksichtigt: 
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Ergebnis der Öffentlichkeits- und Behör-

denbeteiligung 

Berücksichtigung im Flächennutzungs-

plan 

Landratsamt Donau-Ries - Immissions-

schutz: 

Es wurde darauf hingewiesen, dass von Bat-

teriespeicheranlagen insbesondere durch 

Kühltechnik, Transformatoren und Wechsel-

richter Lärmemissionen ausgehen können. 

Zudem wurden Hinweise zu elektromagneti-

schen Feldern und deren Bewertung im Um-

weltbericht gegeben. 

Es wurden dem Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan (VEP) ein Prüfbericht des Spei-
chers inklusive Kühlung sowie ein Bericht 
zur Schallleistung des Moduls aus Trafo und 
Wechselrichter beigefügt.  

Weiterhin wurde die Richtwirkung der Küh-
lereinheiten im VEP angepasst.  

Die Begründung wurde entsprechend der 

Anregungen zum Thema Lärm angepasst. 

Die Begründung wurde entsprechend der 
Aussagen und Anregungen zum Thema 
elektromagnetische Felder angepasst.  

Landratsamt Donau-Ries – Untere Natur-

schutzbehörde 

Es wurden Bedenken hinsichtlich der natur-

schutzfachlichen Eignung der vorgesehenen 

Ausgleichsfläche geäußert. Angeregt wur-

den eine Überarbeitung des Ausgleichskon-

zepts mit breiteren und mehrreihigen Ge-

hölzstrukturen sowie ergänzenden Saumbe-

reichen. Zudem wurde die Vorlage eines 

qualifizierten Freiflächengestaltungsplans 

im Rahmen des Bauantrags angeregt. 

Die Anregungen wurden soweit möglich in 

der Grünordnung berücksichtigt. Die Anre-

gung einer vierreihigen Hecke ist auf das 

Vorhaben bezogen unverhältnismäßig und 

wird deshalb nicht weiterverfolgt. 

Es wurde eine dreireihige Hecke mit einge-

streuten Einzelbäumen bevorzugt Wildobst-

sorten festgesetzt. 

Eine Festsetzung ist nicht erforderlich, da 

spätestens im Bauantrag ein qualifizierter 

Freiflächengestaltungsplan enthalten sein 

wird. 

Landratsamt Donau-Ries – Kreisbrandrat 

Es wurden Anforderungen an die Feuer-

wehrzufahrt, die Bereitstellung einer ausrei-

chenden Löschwasserversorgung sowie an 

den Umgang mit möglichen Umweltrisiken 

im Brandfall formuliert. Zudem wurde ein 

entsprechender Nachweis im Rahmen des 

Bauvorhabens gefordert. 

Die Hinweise betreffen die konkrete techni-

sche Ausgestaltung, Erschließung und den 

Betrieb der Anlage sowie Anforderungen 

des Bau- und Genehmigungsverfahrens. 

Der fachlich technische Brandschutz ist auf 

der bauordnungsrechtlichen Ebene abzu-

handeln. 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Fors-

ten: 

Es wurde angeregt, den künftigen Ausbau 

von Batteriespeichern gemeindeweit zu 

steuern und bevorzugt bereits vorbelastete 

bzw. versiegelte Standorte zu nutzen. 

Die Anregung zur strategischen Steuerung 

von Batteriespeicherstandorten wurde zur 

Kenntnis genommen. Die weiteren Hinweise 

betreffen die konkrete Eingriffs- und Aus-

gleichsbilanzierung sowie die Ausgestaltung 
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Darüber hinaus wurden Hinweise zur An-

wendung des Leitfadens zur naturschutz-

rechtlichen Eingriffsregelung sowie zur Aus-

gestaltung der Ausgleichsmaßnahmen ge-

geben. Ferner wurde angeregt, mögliche 

Beeinträchtigungen angrenzender landwirt-

schaftlicher Nutzflächen zu vermeiden. 

von Ausgleichsmaßnahmen auf Ebene der 

verbindlichen Bauleitplanung.  

Es wurde auf die gesetzlichen Bestimmun-

gen verwiesen, nach deren Vorgaben nach-

barschaftliche Auswirkungen zu berücksich-

tigen sind. 

Abfall-Wirtschafts-Verband Nordschwaben: 

Es wurden Hinweise zu den Anforderungen 

an die verkehrliche Erschließung, die Be-

fahrbarkeit durch Entsorgungsfahrzeuge so-

wie die Ausbildung von Wendeanlagen ge-

geben. 

Die Hinweise betreffen die konkrete Er-

schließungsplanung und technische Ausge-

staltung des Vorhabens. Eine Regelung im 

Bebauungsplan war nicht erforderlich. 

3. GRÜNDE FÜR DIE WAHL DES PLANS NACH ABWÄGUNG 

ANDERWEITIGER PLANUNGSMÖGLICHKEITEN 

Unter der Berücksichtigung der im Umweltbericht aufgeführten und festgesetzten Vermei-

dungs- und Kompensationsmaßnahmen sind voraussichtlich geringe erhebliche Beeinträch-

tigungen zu erwarten. Die Standortalternativenprüfung ergab, dass die Auswirkungen auf den 

im Umweltbericht beschriebenen derzeitigen Umweltzustand am vorliegenden Standort im 

Vergleich zu anderen Standorten im Gemeindegebiet verhältnismäßig gering sind.  

Zudem definierten zu berücksichtigende gesetzliche Rahmenbedingungen (Einhaltung von 

Abständen zu Biotopen, Staatsstraßen, etc.) die Grundzüge der Planung. 

Gründe für die Wahl des Plans: 

- Räumliche Distanz zur Wohnbauflächen 

- Flächenverfügbarkeit 

- Erforderlicher Bedarf an der Ausweisung von Flächen für Batteriespeicheranlagen 

- Geringe Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, 

Luft, Klima sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt 


